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Chronique générale

Politique étrangère

Politique étrangère

Enfin, le Conseil fédéral a décidé d'interrompre ses travaux de révision de la loi de 1975
sur les droits politiques des Suisses de l'étranger en raison du résultat peu
encourageant obtenu par l'avant-projet mis en procédure de consultation en 1983.
Ainsi donc, les citoyens suisses établis hors du territoire national ne pourront pas à
l'avenir exercer leur droit de vote par correspondance ou par procuration comme le
prévoyait le projet. Selon les opposants, ce dernier aurait dérogé au principe du
domicile. Un autre avant-projet, visant, lui, à simplifier le système des subventions
accordées aux 17 écoles suisses à l'étranger, a été mis en procédure de consultation.
Celui-ci prévoit en outre de renforcer les subsides fédéraux pour les enfants suisses
qui ne peuvent pas bénéficier de l'enseignement d'une école helvétique. 
(c.f. aussi: Mobilisation de guerre) 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 02.08.1985
ALEXANDRE LACHAT

Suisses de l'étranger

Notre présence à l'étranger n'est pas assurée seulement par les missions
diplomatiques, mais encore et surtout par les nombreuses collectivités de Suisses qui y
résident. Depuis longtemps et notamment depuis 1966 (reconnaissance
constitutionnelle d'un statut des Suisses de l'étranger), on parle dans la mère-patrie de
conférer à ces concitoyens certains droits politiques (participation aux votations et
élections, droit de signer des demandes d'initiative et de référendum). Après
consultation des milieux intéressés, le gouvernement a chargé le DPF d'élaborer un
message et un projet de loi à cet effet. L'une des caractéristiques considérées comme
les plus importantes de ce projet réside dans la fixation du vote en Suisse voire dans la
commune d'origine, autrement dit dans l'exclusion du vote par correspondance. Autre
modalité de présence à l'extérieur, culturelle celle-là, nos écoles de l'étranger
bénéficieront dorénavant d'un appui plus solide de la Confédération (MCF 11871). Ainsi
en ont décidé gouvernement et parlement. Tout en gardant leur statut privé, ces
établissements, au nombre de 19 actuellement, devraient ainsi pouvoir, non seulement
surmonter plus aisément leurs difficultés financières, mais encore s'ouvrir davantage
aux couches modestes des populations indigènes, surtout dans les pays en
développement. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 04.10.1974
GEORGES ANDREY

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Sport

Die im Vorjahr vom Bundesrat vorgelegte Botschaft zum Sportförderungsgesetz wurde
im National- und Ständerat beraten. Die Vorlage unterteilte sich in zwei Bundesgesetze:
einerseits das Sportförderungsgesetz und andererseits das Bundesgesetz über die
Informationssysteme des Bundes im Bereich Sport. Für Diskussionen in den Räten
sorgte nur Ersteres. Der Nationalrat war Erstrat und nahm das Sportförderungsgesetz in
der Gesamtabstimmung mit 152 zu 2 Stimmen an. In einigen wenigen Punkten wich der
Rat von der Vorlage des Bundesrates ab. Einerseits wurde ein Antrag der
Kommissionsmehrheit mit 131 zu 30 Stimmen angenommen, welcher die Kantone dazu
verpflichtet, bis zur Sekundarstufe I mindestens drei Lektionen Sportunterricht pro
Woche anzubieten. Andererseits verstärkte der Nationalrat die Bekämpfung des
Dopings durch die Einführung von Strafbestimmungen für den Fall des
gewerbemässigen Handelns mit Dopingmitteln oder der Abgabe an Kinder und
Jugendliche und beschloss strengere Massnahmen gegen den sexuellen Missbrauch.
Letztere beinhalten, dass das Bundesamt für Sport, dem Willen des Nationalrates
entsprechend, Einsicht in das Strafregister nehmen kann, um den Leumund von
„Jugend und Sport“- Kadern zu prüfen. Das Bundesgesetz über die
Informationssysteme des Bundes im Bereich Sport wurde diskussionslos mit 156 zu 3
Stimmen angenommen.

Der Ständerat nahm die beiden Gesetze zwar ohne Gegenstimmen an, er schuf aber

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 08.12.2010
LUZIUS MEYER
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zum Nationalrat zwei grössere Differenzen. Auf der einen Seite sprach er sich mit 21 zu
8 Stimmen unter Berufung auf den Föderalismus gegen eine Verpflichtung der Kantone
aus, drei Lektionen Sportunterricht pro Woche anbieten zu müssen. Auf der anderen
Seite wollte der Ständerat im Zusammenhang mit der Dopingbekämpfung der
Zollverwaltung zusätzliche Kompetenzen einräumen, indem diese ermächtigt wird,
notwendige Sachverhaltsabklärungen zu treffen und bereits vor der
Verdachtsmitteilung erforderliche Untersuchungen durchführen zu können. In der
Gesamtabstimmung nahm der Ständerat das derart veränderte Sportförderungsgesetz
mit 33 zu 0 Stimmen und das Bundesgesetz über die Informationssysteme des Bundes
im Bereich Sport diskussionslos mit 27 zu 0 Stimmen an. (Siehe auch hier) 3

Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Ecoles obligatoires

Die Finanznot der vom Bund anerkannten Schweizerschulen im Ausland war auch im
Berichtsjahr Schwerpunktthema am traditionellen Treffen derer Schulleiter und
Präsidenten. Gemäss einer vom Komitee für Schweizerschulen im Ausland extern in
Auftrag gegebenen Finanzanalyse, war eine Aufstockung des 1995 um vier Mio Fr.
gekürzten Subventionsrahmens vonnöten, um eine akute Gefährdung der
Bildungsinstitutionen zu verhindern. 9 der 17 Schweizerschulen hatten im Jahr 2000
rote Zahlen geschrieben; 1996 waren es noch drei gewesen. Die Analyse zeigte zudem,
dass dringend notwendige Investitionen zurückgestellt wurden und einzelne Schulen
von der Substanz lebten. Der Auslandschweizerrat sah damit das qualitativ
hochstehende Bildungsangebot als ein Eckpfeiler schweizerischer Präsenz im Ausland
gefährdet. In einer Resolution forderte er im Frühjahr eine entsprechende Erhöhung
des Bundeskredites von gegenwärtig 15 auf 20,8 Mio Fr.. Im Mai hiess die APK des
Nationalrates eine Motion gut, die eine Aufstockung der Bundesbeiträge gemäss
Vorschlag des Auslandschweizerrats verlangt. Im Rahmen der Budgetdebatte einigten
sich National- und Ständerat auf eine Krediterhöhung um 2 Mio Fr.. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Ende des Berichtsjahres legte der Bundesrat einen Gesetzesentwurf zum Projekt
„Schulen ans Netz“ und einen entsprechenden Fünfjahreskredit von 100 Mio Fr. vor. Mit
dem Kredit und dem Bundesgesetz über die Förderung der Nutzung von Informations-
und Kommunikationstechnologien in den Schulen (ICT-Gesetz) soll der Schwerpunkt
auf die Ausbildung der Lehrkräfte und die nationale Koordination gelegt werden. An das
Projekt „Schulen ans Netz“ ist eine Kooperation von Bund, Kantonen und Wirtschaft
gekoppelt: Unter dem Projekttitel „Public Private Partnership (PPP) – Schulen ans Netz“
sehen namhafte Informatikunternehmen – so unter anderem die Swisscom – eine
flächendeckende und kostengünstige Ausrüstung der Volksschulen mit der nötigen ICT-
Infrastruktur vor. In der auf fünf Jahre begrenzten Projektdauer wollen die
Unternehmen 100 Mio Fr. investieren. Eine Beteiligung von rund 800 Mio Fr. ist auf
Seite der Kantone als Hoheitsträger der Volksschule vorgesehen. Der 100-Millionen-
Kredit des Bundes soll seinerseits für die Lehrkräfteausbildung zur Integration des
Computers in allen Fachbereichen eingesetzt werden. Nachdem die nationalrätliche
WBK das Vorhaben knapp abgelehnt hatte, warb Bundesrat Couchepin im November an
den Netdays – einer zum fünften Mal stattfindenden Aktionswoche zur Anschubhilfe für
Informatikprojekte von Schulen – für den umstrittenen Kredit. Das Nein in der
Kommission war aufgrund einer unheiligen Allianz zwischen einem grundsätzlichen SVP-
Nein und einer nach mehr Mitteln verlangenden Ablehnung seitens der SP sowie
Ängsten vereinzelter Kommissionsmitglieder vor einem Hoheitsverlust der Kantone im
Schulbereich zustandegekommen. Couchepin lobte das ICT-Gesetz als kooperativen
Kraftakt von Wirtschaft, Bund und Kantonen. Klar war, dass ein Nein des Parlaments
zwar beschämend wäre und für das Projekt verzögernd wirken könnte, die angelaufene
Anbindung der Schulen ans Netz jedoch nicht aufzuhalten war. Als Erstrat stimmte der
Nationalrat in der Wintersession dem bereinigten Bundesgesetz mit 126 zu 47 Stimmen
zu. Nur die SVP hatte sich mit dem finanzpolitischen Argument des wachsenden
Schuldenberges gegen den Kredit eingesetzt. Der Ständerat nahm seinerseits das
Gesetz im Winter mit 23 zu 14 Stimmen an. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 13.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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Im Rahmen der Beratungen des neuen Sportförderungsgesetzes  folgte der Nationalrat
in der Herbstsession dem Mehrheitsantrag seiner Kommission für Wissenschaft,
Bildung und Kultur, die Kantone im Gesetz zu verpflichten, bis zur Sekundarstufe I
mindestens drei Lektionen Sportunterricht anzubieten. Kommissionssprecher Mario
Fehr (sp, ZH) begründete dies damit, dass es der Sport sei, der zuallererst unter den
Sparzwängen zu leiden habe. Auch Exponenten von CVP, SVP und BDP befürchteten, die
Kantone könnten aus finanziellen Gründen weniger Sportlektionen anbieten. Die
Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) kritisierte diesen Entscheid des Nationalrats
umgehend und wies darauf hin, dass diese Regelung gegen den Bildungsartikel in der
Bundesverfassung verstosse. Dieser vermittelte dem Bund laut EDK keine Kompetenz
den Kantonen eine Mindestlektionenzahl für den Sportunterricht vorzuschreiben. Das
Geschäft ging an den Ständerat, der sich in der Wintersession – unter Berufung auf den
Föderalismus – mit 21 zu 8 Stimmen dagegen aussprach, die Kantone zu drei Lektionen
Sportunterricht pro Woche zu verpflichten. 6

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.09.2010
ANDREA MOSIMANN

Die beiden Räte führten im Berichtsjahr ihren verfassungsrechtlich begründeten Streit
über die Regelung des Sportunterrichts auf der Grundschulstufe im Rahmen des
Sportförderungsgesetzes fort. Beide Räte beharrten dabei auf ihren bereits 2010
eingenommenen Positionen, der Nationalrat auf der Vorschrift einer Mindestzahl von
drei Sportlektionen (abgeleitet von der Bundeskompetenz gemäss Art. 68 BV). Der
Ständerat stellte sich, abgeleitet von einer kantonalen Kompetenz gemäss Art. 62 BV,
dagegen. Damit gelangte das Geschäft im Sommer in die Einigungskonferenz, die den
rivalisierenden Kammern empfahl, die Version des Nationalrats zu übernehmen. Dieser
stimmten schliesslich beide Räte zu. In der Schlussabstimmung nahm der Ständerat die
Vorlage einstimmig (sechs Enthaltungen), der Nationalrat mit sechs Gegenstimmen aus
dem bürgerlichen Lager an. 7

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.06.2011
SUZANNE SCHÄR

Etant donné que l’Initiative populaire contre la sexualisation à l’école maternelle et à
l’école primaire a récolté le nombre de signatures requises pour amener les citoyens
suisses aux urnes, afin qu'ils se prononcent sur la question. L’initiative vise, d’un côté, à
supprimer les cours d’éducation sexuelle aux enfants de moins de 9 ans et, d’un autre
côté, à rendre ces cours facultatifs pour les enfants de 9 à 12 ans. A partir de 12 ans, un
cours serait dispensé dans le cadre de l’enseignement de la biologie. Uniquement les
questions de reproduction et de développement humain y seraient abordées. Le
Conseil fédéral propose de rejeter l’initiative. Il estime qu’elle porte atteinte aux droits
des enfants de profiter d’une information fiable et d’une protection relative à leur
intégrité. Selon le Conseil fédéral, les cours d’éducation sexuelle permettent de
prévenir les jeunes contre la violence sexuelle, les maladies sexuellement transmissibles
et les grossesses non désirées. De plus, il ajoute que ces informations doivent être
transmises indépendamment de la situation familiale. L’école obligatoire, à travers sa
mission publique, apparaît ainsi comme le meilleur acteur. Finalement, le Conseil
fédéral ne souhaite pas interférer dans la souveraineté cantonale. Du côté des
chambres, le débat a d’abord pris ses quartiers au Conseil national. A l’instar de la
Commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-
CN), la chambre du peuple a proposé de rejeter l’initiative par 146 voix contre 45.  Des
arguments similaires à ceux du Conseil fédéral ont été avancés. De plus, Elisabeth
Schneider-Schneiter (pdc, BL) a souligné que les abus sexuels avaient lieu, dans la
majorité des cas, sur des enfants de 7 à 12 ans. Rebecca Ruiz (ps, VD) a renchéri,
précisant que de nombreux abus se déroulaient au sein même du cercle familial. Pour
sa part, l’UDC, seul soutien de l’initiative, a connu des divisions internes. Néanmoins, la
majorité a soutenu que l’éducation sexuelle devait rester du ressort des parents et a
attaqué les méthodes pédagogiques actuellement en vigueur, en citant comme exemple
la sex-box bâloise. Après le rejet du Conseil national, le débat s’est déplacé du côté de
la chambre haute. Géraldine Savary (ps, VD), présidente de la Commission de la science,
de l’éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-CE), a mis en avant
l’importance des cours d’éducation sexuelle, soulignant notamment la baisse du
nombre d’avortements, lors des dernières décennies, comme preuve de l’efficacité de
ces cours. Finalement, le Conseil des Etats a clos le débat en rejetant l’initiative par 40
voix contre 1 et 4 abstentions. Après cet échec au parlement, 15 membres du comité de
lancement de l’initiative ont signé le retrait de l’initiative. Ainsi, la question de la
sexualisation ne sera pas soumise au verdict des urnes. Les auteurs de l’initiative, pour
justifier le retrait, estiment avoir atteint leur but : sensibiliser l’opinion publique sur la
question de l’éducation sexuelle. De plus, le comité a créé l’ «Association initiative de
protection», qui a pour objectif d’observer l’évolution de l’éducation sexuelle en

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 19.06.2015
GUILLAUME ZUMOFEN
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Suisse. 8

Der Bundesrat präsentierte im November 2021 seine Botschaft zur Totalrevision des
Bundesgesetzes über Beiträge für die kantonale französischsprachige Schule in Bern.
Diese Schule, die der Bund seit 1960 unterstützt, wurde gegründet, um Kindern von
französischsprachigen Bundesangestellten sowie von Eltern, die für bundesnahe
Organisationen tätig sind, die Möglichkeit zu bieten, auf Französisch und nach dem
Lehrplan der Romandie (Plan d’études romand) unterrichtet zu werden. Die Revision
des aus dem Jahr 1981 stammenden Gesetzes soll für den Bund bezüglich der
Planbarkeit der Kosten und der Budgetberechnung eine Verbesserung bringen. Sie
enthält aber keine Änderungen betreffend die Aufgabenteilung oder den Umfang der
finanziellen Beteiligung des Bundes. 9

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 24.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat beugte sich in der Frühjahrssession 2022 als Erstrat über die
Totalrevision des Bundesgesetzes über Beiträge für die kantonale
französischsprachige Schule in Bern. Lilian Studer (evp, AG) erläuterte dem Plenum die
Vorlage: Mit der Gesetzesrevision wolle der Bundesrat sowohl eine maximale Höhe der
Bundesbeiträge als auch deren Bemessung festlegen. Ausserdem solle der Kanton Bern
verpflichtet werden, dem Bund «jeweils im Februar die Finanzplanung der ECLF des
laufenden und der folgenden drei Jahre» vorzulegen, um die Planbarkeit zu verbessern.
Der grossen Kammer lagen bei ihrer Beratung drei Minderheitsanträge von Sandra
Locher Benguerel (sp, GR) vor. Mit diesen wollte die SP-Fraktion den Bund in diesem
Gesetz finanziell stärker in die Verantwortung nehmen. Ausserdem stellte Erich Hess
(svp, BE) einen Einzelantrag auf Aufhebung des ganzen Gesetzes, womit er die
Teilfinanzierung durch den Bund komplett streichen wollte. Mauro Tuena (svp, ZH)
erläuterte, dass die SVP-Fraktion mit diesem Antrag klarstellen wolle, dass diese Schule,
wie die anderen Grundschulen auch, eine Angelegenheit des Kantons sei. Ausserdem
sei es problematisch, dass der Staat eine Schule mitfinanziere, bei welcher die Kinder
von Bundesangestellten Vorrang vor allen anderen Kindern hätten. Dies widerspreche
dem Prinzip der Chancengleichheit. Bei den folgenden Abstimmungen hatten weder
der Streichungsantrag der SVP noch die Erhöhungsanträge der SP eine Chance; sie
wurden allesamt abgelehnt. Der Antrag Hess fand Unterstützung bei etwa der Hälfte der
SVP-Fraktion, die Minderheitsanträge Locher Benguerel bei den Mitgliedern der SP, der
Grünen und der EVP. In der Gesamtabstimmung wurde der Entwurf mit 165 zu 23
Stimmen deutlich angenommen, alle Gegenstimmen stammten aus den Reihen der SVP-
Fraktion. 10

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 08.03.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Den beiden Räten gelang es in der Sommersession 2022, die Totalrevision des
Bundesgesetzes über Beiträge für die kantonale französischsprachige Schule in Bern
unter Dach und Fach zu bringen.
Im Ständerat, der die Vorlage als Zweitrat behandelte, erläuterte Benedikt Würth (mitte,
SG) die Vorlage und gab bekannt, dass das Ziel der Revision darin bestehe, das
Bundesgesetz über Beiträge für die kantonale französischsprachige Schule in Bern in
«Übereinstimmung mit den heutigen bundes- und insbesondere
subventionsrechtlichen Vorschriften» zu bringen. Im Namen der WBK-SR, die die
Revision mit 10 zu 0 Stimmen bei 1 Enthaltung unterstütze, bat er um Zustimmung zum
Geschäft.
Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU) unterstützte die Revision aus kulturpolitischen
Gründen ebenfalls, gab aber zu bedenken, dass man sich die grundsätzliche Frage
stellen sollte, weshalb der Bund denn diese Schule und somit den Kanton Bern
subventioniere. Hans Stöckli (sp, BE) entgegnete, dass diese Subvention durch den
Bund durchaus ihre Berechtigung habe, da der Kanton Bern ja nicht verpflichtet sei,
eine solche Schule zu führen. Zudem werde mit dieser Schule auch Artikel 70 der
Bundesverfassung umgesetzt, welcher vorsehe, «die Zweisprachigkeit vom Bund her zu
leben». Bildungsminister Parmelin erklärte schliesslich, dass sich der Bund mit dieser
Teilfinanzierung als mehrsprachiger Arbeitgeber positionieren und allen voran für
frankophone Mitarbeitende und ihre Familien attraktiv sein wolle. In der Folge wurde
der Entwurf einstimmig angenommen. Drei Personen aus dem bürgerlichen Lager
enthielten sich jedoch der Stimme.
In den Schlussabstimmungen wurde das Gesetz in der grossen Kammer mit 155 zu 37
Stimmen bei 5 Enthaltungen klar angenommen. Die ablehnenden Stimmen stammten
aus den Reihen der SVP-Fraktion; die Enthaltungen von der SVP- und der GLP-Fraktion.
Die kleine Kammer hiess den Entwurf wiederum einstimmig gut – bei zwei Enthaltungen

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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aus den Reihen der Mitte-Fraktion. 11
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